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Verordnung
des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat

Dritte Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz

A. Problem und Ziel 

An den vergangenen Jahreswechseln kam es immer wieder zu vielen, teils schweren Ver-
letzungen im Zusammenhang mit Feuerwerkskörpern. Die Auslastung der Krankenhäu-
ser, insbesondere der Notfallambulanzen, ist auch deswegen an diesen Tagen im Ver-
gleich zum Rest des Jahres regelmäßig bereits ungewöhnlich hoch. 

Aufgrund des aktuellen Corona-Infektionsgeschehens sind Engpässe in der medizini-
schen Versorgung, insbesondere der zur Verfügung stehenden Krankenhausbetten kurz-
und mittelfristig nicht auszuschließen. In Ergänzung zu vielen anderen Maßnahmen des 
Infektionsschutzes ist es daher aus Gründen des Gesundheitsschutzes auch geboten, 
diese Kapazitäten soweit wie möglich zu schonen und absehbare, erhebliche und ver-
meidbare Steigerungen des allgemeinen medizinischen Behandlungsbedarfs insbesonde-
re in Krankenhäusern zu verhindern.

B. Lösung 

Für das Jahr 2020 wird ein generelles Verkaufsverbot für Silvesterfeuerwerk an Verbrau-
cher eingeführt. Dies ist eine notwendige weitere Maßnahme zur Bewältigung der Auswir-
kungen auf das Gesundheitswesen im Zusammenhang mit der fortschreitenden Verbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 und der hierdurch verursachten Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19).

C. Alternativen 

Keine. Ein bloßes Verbot des Abbrennens pyrotechnischer Gegenstände wäre nicht aus-
reichend, da die Erfahrung immer wieder gezeigt hat, dass viele Verbraucher auch bisher 
unter Verstoß gegen das Verwendungsverbot an anderen Tagen als dem 31. Dezember 
und 1. Januar Feuerwerkskörper abgebrannt haben.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für Bund, Länder und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungs-
aufwand.
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Es wird mit einer geringfügigen, nicht näher quantifizierbaren Entlastung für das Jahr 
2020 gerechnet.

F. Weitere Kosten 

Es ist mit einmaligen Umsatzverlusten für die pyrotechnische Industrie sowie den Handel 
zu rechnen. Der Gesamtumsatz mit pyrotechnischen Artikeln im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres wird nach Verbändeangaben auf ca. 122 Mio. Euro geschätzt, wovon der Groß-
teil auf die vom vorliegenden Überlassungsverbot betroffenen pyrotechnischen Artikel der 
Kategorie F2 entfiel.
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Verordnung
des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat

Dritte Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz

Bundeskanzleramt Berlin, 16. Dezember 2020 
Staatsminister bei der Bundeskanzlerin

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Reiner Haseloff 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

zu erlassende

Dritte Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung 

zum Sprengstoffgesetz 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Hendrik Hoppenstedt





Dritte Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Spreng-
stoffgesetz*)

Vom ...

Auf Grund des § 6 Absatz 1 Nummer 4 des Sprengstoffgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3518), der zuletzt durch Artikel 232 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, verordnet das 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

Artikel 1

Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz

In § 22 Absatz 1 Satz 1 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), die zuletzt durch Artikel 233 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, werden nach 
dem Wort „Verbraucher“ die Wörter „im Jahr 2020 nicht und in anderen Jahren“ eingefügt.

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt.

*) Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem 
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

An den vergangenen Jahreswechseln kam es immer wieder zu vielen, teils schweren Ver-
letzungen im Zusammenhang mit Feuerwerkskörpern. Die Auslastung der Krankenhäuser, 
insbesondere der Notfallambulanzen ist auch deswegen an diesen Tagen im Vergleich zum 
Rest des Jahres regelmäßig bereits ungewöhnlich hoch.

Trotz strenger Regelungen bei der Zulassung und Nutzung von Feuerwerksköpern in 
Deutschland, kommt es gerade auch wegen Verstößen gegen diese Regelungen, z.B. des 
unsachgemäßen Abbrennens oder der Verwendung illegalen Feuerwerks, zu Unfällen mit 
teils schweren Verletzungsfolgen.

Durch die Nutzung von Silvesterfeuerwerk durch Verbraucher und die in diesem Zusam-
menhang in vielen Fällen entstehenden Verletzungen besteht absehbar das Risiko eines 
erhöhten Behandlungsbedarfs.

Aufgrund des aktuellen Corona-Infektionsgeschehens sind Engpässe in der medizinischen 
Versorgung, insbesondere der zur Verfügung stehenden Krankenhausbetten kurz- und mit-
telfristig nicht auszuschließen. In Ergänzung zu vielen anderen Maßnahmen des Infektions-
schutzes ist es daher aus Gründen des Gesundheitsschutzes auch geboten, diese Kapazi-
täten soweit wie möglich zu schonen und absehbare, erhebliche und vermeidbare Steige-
rungen des allgemeinen medizinischen Behandlungsbedarfs insbesondere in Krankenhäu-
sern zu verhindern.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Es wird ein nur für das Jahr 2020 geltendes, generelles Überlassungsverbot für Silvester-
feuerwerk an Verbraucher eingeführt. Dies ist eine notwendige weitere Maßnahme des Ge-
sundheitsschutzes und zur Bewältigung der Auswirkungen auf das Gesundheitswesen im 
Zusammenhang mit der fortschreitenden Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und 
der hierdurch verursachten Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19).

Das generelle, temporäre Überlassungsverbot ist ein geeignetes Mittel, eine Reduzierung 
der Unfälle und damit eine Schonung der Krankenhauskapazitäten zu erreichen, da die 
Nutzung von pyrotechnischen Gegenständen durch Verbraucher zum Jahreswechsel, so-
fern diese im Jahr 2020 kein Feuerwerk erwerben können, rein quantitativ auf ein Minimum 
gesenkt wird. Es erleichtert zugleich die Möglichkeit der Polizei und der sonstigen zustän-
digen Behörden, den Verkauf und die Nutzung illegalen Feuerwerks zu überprüfen.

III. Alternativen

Ein bloßes Verbot des Abbrennens pyrotechnischer Gegenstände wäre nicht ausreichend, 
da die Erfahrung immer wieder gezeigt hat, dass viele Verbraucher auch bisher unter Ver-
stoß gegen das Verwendungsverbot an anderen Tagen als dem 31. Dezember und 1. Ja-
nuar Feuerwerkskörper abgebrannt haben.

Auch teilweise Überlassungsverbote oder Auflagen sind vergleichsweise weniger effektiv 
in Bezug auf die Reduzierung von Unfällen.
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Die mit dem Überlassungsverbot verbundene Einschränkung der Grundrechte der Herstel-
ler und Händler von Feuerwerk aus Artikel 12 des Grundgesetzes (Berufsfreiheit) und Arti-
kel 14 (Eigentumsfreiheit) ist in Abwägung mit der staatlichen Schutzpflicht für Leben und 
körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes) angesichts der dramati-
schen Pandemielage gerechtfertigt.

IV. Regelungskompetenz 

Die Verordnung beruht auf der Ermächtigung in § 6 Absatz 1 Nummer 4 des Sprengstoff-
gesetzes.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen

Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2013/29/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Juni 2013 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Bereitstellung pyrotechnischer Gegenstände auf dem Markt (Neufassung) (ABl. L 
178 vom 28.6.2013, S. 27) haben die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, aus „berechtigten 
Gründen der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit, der menschlichen Gesund-
heit oder Sicherheit oder des Umweltschutzes” Maßnahmen zum Verbot oder zur Be-
schränkung des Besitzes, der Verwendung und des Verkaufs von Feuerwerk der Katego-
rien F2 und F3 an die breite Öffentlichkeit zu ergreifen. Somit gestattet es die vorgenannte 
Richtlinie, den Verkauf von Feuerwerk der Kategorie F2 im Hinblick auf die öffentliche Ord-
nung und die Gesundheit im Zusammenhang mit der Corona-Bekämpfung, der Aufrechter-
haltung und der Schonung der Kapazitäten des Gesundheitswesens und der Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung rund um den Jahreswechsel 2020/2021 einzuschränken.

VI. Regelungsfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Es ist keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung vorgesehen. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden beachtet. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für die Bürger: 

Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf werden keine Informationspflichten für die Bür-
gerinnen und Bürger eingeführt, verändert (erweitert oder vereinfacht) oder abgeschafft. Es 
ergeben sich auch keine Veränderungen zum Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft: 

Durch das Überlassungsverbot entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. 

Erfüllungsaufwand für die Verwaltung:
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Die zuständigen Behörden der Länder kontrollieren ohnehin bereits jährlich die Einhaltung 
der zeitlichen und sachlichen Abgabebeschränkungen für pyrotechnische Gegenstände 
nach dem Sprengstoffrecht. Das Überlassungsverbot an Verbraucher im Jahr 2020 ist im 
Vergleich zu den in vergangenen Jahren geltenden Regeln einfacher zu kontrollieren. Da-
her ist eine geringfügige, nicht näher quantifizierbare Entlastung zu erwarten.

5. Weitere Kosten

Es ist mit einmaligen Umsatzverlusten für die pyrotechnische Industrie sowie den Handel 
zu rechnen. Der Gesamtumsatz mit pyrotechnischen Artikeln im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres wird nach Verbandsangaben auf ca. 122 Mio. Euro geschätzt, wovon der Großteil 
auf die vom vorliegenden Überlassungsverbot betroffenen pyrotechnischen Artikel der Ka-
tegorie F2 entfiel.

6. Weitere Regelungsfolgen

Keine.

VII. Befristung; Evaluierung

Die vorgesehene Änderung gilt nur im Jahr 2020.

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz) 

Durch die Änderung des § 22 Absatz 1 wird für das Jahr 2020 ein generelles Verbot des 
Überlassens pyrotechnischer Gegenstände der Kategorie F2 an Verbraucher auch für die 
Zeit vom 29. bis 31. Dezember geregelt. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten.
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